
 

 

 

VBV, c/o Bayer. Verwaltungsgerichtshof, Ludwigstr. 23, 80539 München 
 

Anschrift Verbandsvorsitzende Sekretariat Bankverbindung 

VBV 

c/o Bayerischer  

Verwaltungsgerichtshof 

Ludwigstraße 23 

80539 München 

Frau Dr. Steiner 

Tel.: +49 89 2130-327 

E-Mail: 

irene.steiner@vgh.bayern.de 

Frau Pälke 

Tel.: +49 89 2130-262 

E-Mail: 

constanze.paelke@vgh.bayern.de 

Verband der Bayerischen  

Verwaltungsrichter  

Sparda-Bank München eG 

IBAN: DE03 7009 0500 0000 8758 99 

BIC: GENODEF1S04 

 

Verband der Bayerischen 

Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 

_________________________________________________________________________________________ 

 

Herr Bell 
Referat 27 
Bayer. Staatsministerium für Wohnen Bau und 
Verkehr 
80502 München 
 

 

Per Mail an: Referat-27@stmb.bayern.de 

München, den 13. Juli 2026 

 

Gesetzentwurf des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 

vom 5. Juni 2026 (Bayerisches Bauturbo-Gesetz) 

Verbandsanhörung 

 

Sehr geehrter Herr Bell, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Namen des Verbandes der Bayerischen Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 

bedanke ich mich für die eingeräumte Gelegenheit, zum Gesetzentwurf des Bayerischen 

Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr zur Änderung der Bayerischen Bauord-

nung – Bayerisches Bauturbo-Gesetz – Stellung nehmen zu dürfen. 

 

Der Gesetzentwurf führt sicherheitstechnische Verfahrensvereinfachungen im Zusammen-

hang mit Umbauten ein, um die Schaffung von Wohnraum zu fördern. Aus verwaltungsge-

richtlicher Seite besteht insoweit kein Anmerkungsbedarf. Grundsätzlich erscheint es aber 

im Interesse der Vereinfachung und Beschleunigung von Verfahren („Bürokratieabbau“) be-

grüßenswert, materielle Standards zu überprüfen und materielle Regelungen, die als nicht 

erforderlich angesehen werden, zu streichen.  

 

Hingegen wird die Erweiterung des Rechtsinstituts der Genehmigungsfiktion auf alle Vorha-

ben, die im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach Art. 59 BayBO zu prüfen sind (vgl. 

§ 1 Nr. 18 Gesetzentwurf) kritisch gesehen. Zwar führt die Ausweitung der Genehmigungs-

fiktion auf alle Bauvorhaben, die im vereinfachten Genehmigungsverfahren entschieden 
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werden, prima facie zu einem zeitnahen Abschuss des Verwaltungsverfahrens. Angesichts 

der massiven Ausweitung der Genehmigungsfiktion ist jedoch zu befürchten, dass aufgrund 

der bestehenden Auslastung der Genehmigungsbehörden mehr Bauanträge unter die Neu-

regelung fallen werden. Eine Vielzahl von Streitigkeiten über die Rechtmäßigkeit der Ge-

nehmigung würde damit wohl ins verwaltungsgerichtliche Verfahren verlagert. Den Verwal-

tungsgerichten kommt aber nicht die Aufgabe zu, Versäumnisse der Verwaltung aufzufan-

gen (Stichwort: „Reparaturbetrieb der Verwaltung“). Erfahrungsgemäß sind gerade die Vor-

schriften über die Abstandsflächen in Art. 6 BayBO fehleranfällig und streitbehaftet; eine 

Abstandsflächenberechnung durch die Baubehörde würde dem Bauherren ein Mehr an 

Rechtssicherheit bieten und erschiene geeignet, verwaltungsgerichtlichen Verfahren vorzu-

beugen.  

 

Grundsätzlich ist das Institut der Genehmigungsfiktion vor dem Hintergrund der Bindung der 

vollziehenden Gewalt an Gesetz und Recht (Art. 20 Abs. 3 GG) kritisch zu hinterfragen. 

Denn Genehmigungsfiktionen können dazu führen, dass Vorhaben als genehmigt gelten, 

obwohl die materiell-rechtlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind. Der Gesetzgeber könnte 

sich damit dem Vorwurf aussetzen, eigene Versäumnisse bei der Deregulierung mit Hilfe 

von Genehmigungsfiktionen an die Genehmigungsbehörden und die Verwaltungsgerichte 

weiterzureichen. Wie der Verband mit Schreiben vom 7. Juli 2026  zum 5. Bayerischen Mo-

dernisierungsgesetz angemerkt hat, dürfte eine effektive Verfahrensbeschleunigung nur 

durch eine weitaus stärkere Deregulierung des materiellen Rechts auf der einen Seite und 

durch Stärkung des Verwaltungsvollzugs mit Personal- und Sachmittel auf der anderen 

Seite zu erreichen sein. 

 

Unser Verband ist im Bayerischen Lobbyregister eingetragen (Registernummer: DE-

BYLT00EA). 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Irene Steiner 

Verbandsvorsitzende 

Richterin am Verwaltungsgerichtshof 


